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politik an der Universität Trier. Sie wurde im Februar 2016 vom Fachbe-
reich Rechtswissenschaft als Dissertation angenommen. 

Die Idee zur Promotion kam auf während des Studiums und verfestigte 
sich in der Zeit der Vorbereitung auf das erste Staatsexamen  – einer Zeit, 
in der eine immer größer werdende Masse an juristischem Stoff gelernt und 
wiederholt werden will, ohne dass man sich einzelnen interessanten Proble-
men, die einem begegnen, allzu tiefgreifend widmen könnte. Begegnungen 
dieser Art legten es nahe, sich im Anschluss an das Studium für genau 
diese Art von tiefergreifender Beschäftigung Zeit zu nehmen. 

Einige Werke können als besonders wegweisend und inspirierend bei der 
Themensuche und auch im Hinblick auf das der Arbeit zugrundeliegende 
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sung“ von Paul Kirchhof (2004).

Das Gelingen der Arbeit verdanke ich vielen Menschen. Großer Dank 
gilt meinem Doktorvater Professor Dr. Alexander Proelß. Durch ihn habe 
ich eine ideale Betreuung des Projektes erfahren, die sich in jederzeitiger, 
auch kurzfristiger Ansprechbarkeit, offenen, kritischen Gesprächen und 
wertwollen Hinweisen geäußert hat. Besonders hervorzuheben ist das große 
Vertrauen, das seinerseits von Beginn an in meine Arbeit bestand und das 
mir ein hohes Maß von inhaltlicher Freiheit und Eigenständigkeit erlaubt 
hat. Professor Dr. Timo Hebeler danke ich für die Erstellung des Zweitgut-
achtens. 

Maßgeblich zum Erfolg dieser Arbeit beigetragen haben die idealen 
Arbeitsbedingungen, die ich am Institut für Rechtspolitik vorgefunden habe 
und die ich hoch zu schätzen weiß. Stellvertretend dafür sowie auch ganz 
persönlich möchte ich dem geschäftsführenden Direktor des Instituts, Pro-
fessor Dr. Thomas Raab, für die langjährige gute und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit danken, ob als studentische Hilfskraft während des Studiums 
oder als wissenschaftlicher Mitarbeiter. Meinen Kolleginnen und Kollegen 
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und Freunden am Institut Linda Lieber, Hanna Kullmann, Norman Ko-
schmieder und Dominic Poster gilt besonderer Dank. 

Schließlich danke ich meiner ganzen Familie, auf deren Rückhalt und 
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me ich diese Arbeit.

Trier, im Januar 2017	 Johannes Natus
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Einleitung

Der Erschaffer eines jeden Werkes sieht sich mit zwei Sphären konfron-
tiert: zum einen mit seinem Werk, dessen Gestaltung als Produkt seines 
Schaffens er selbst – im Rahmen des ihm Möglichen – in den Händen hält, 
zum anderen mit dem „Rahmen des Möglichen“, der Sphäre, in der die 
Bedingungen, die Regeln, nach denen sich sein Schaffen richten muss, lie-
gen. Genauso wenig, wie der Erschaffer auf diese zweite Sphäre Einfluss 
hat, genau so klar behält er immer die Kontrolle über sein Werk. 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Werk der verfas-
sunggebenden Gewalt, scheint in zweifacher Weise davon abzuweichen. 
Erstens legt der Erschaffer darin selbst diese Regeln fest, nach denen das 
Grundgesetz geändert werden soll, zweitens scheint er die Macht über sein 
Werk damit aus der Hand zu geben. Das Grundgesetz regelt in Artikel 79, 
wie seine Vorgänger-Verfassungen1 das bereits taten, die Kompetenz zur 
Änderung der Verfassung im Rahmen der Verfassung selbst: Durch Parla-
mentsgesetz mit Zweidrittelmehrheit unter Mitwirkung des Bundesrates 
kann der Text des Grundgesetzes und damit die Verfassung geändert wer-
den. Artikel 146 GG bestimmt darüber hinaus, wie die gesamte Verfassung 
abgelöst werden kann. Diese Vorschriften bieten sowohl von rein theoreti-
scher Seite als auch in der angewandten Praxis Anknüpfungspunkte für in-
teressante Fragen. 

Worum geht es?

Drei Fragen markieren den Ausgangspunkt dieser Untersuchung:
1. Wer bestimmt die Art und Weise, wie die Verfassung geändert wird? 

Ist das die Verfassung selbst? Kann sie das überhaupt sein?
2. Kann auf diese Art und Weise  – nach den Regeln der Verfassungsän-

derung  – jeder beliebige Inhalt zum Verfassungsrecht erhoben werden oder 
gibt es Grenzen? 

3. Was unterscheidet das „verfassungsändernde Gesetz“ vom „einfachen“ 
Gesetz? Was verleiht ihm möglicherweise eine höhere Legitimität?

1  Vgl. Art. 78 der Reichsverfassung vom 16. April 1871 und Art. 76 der Weima-
rer Reichsverfassung vom 11. August 1919.
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Zusammengefasst ist das Augenmerk in der vorliegenden Abhandlung 
also gerichtet auf den Charakter dieser Änderungskompetenz und des von 
ihr geschaffenen Rechts. Sie untersucht, wie sich diese Kompetenz legiti-
mieren kann und ob ihr verfassungstheoretische Grenzen gesetzt sind. Dabei 
ist in zwei Richtungen zu blicken: Denkbar erscheint eine Grenze „nach 
oben“, wobei nach einem Kern oder Geist der Verfassung zu fragen ist, der, 
im Unterschied zum übrigen Teil  der Verfassung, sich einer derartigen Än-
derung entzieht. Es ist aber auch eine Grenze „nach unten“ denkbar, nach 
der nicht jeder beliebige banale Inhalt, der Gegenstand eines einfachen 
Gesetzes werden kann, auf Verfassungsrang erhoben werden dürfte und 
dadurch der Änderung durch den demokratischen „einfachen“ Gesetzgeber 
entzogen wäre. Diesen Grenzen der Verfassungsänderungskompetenz soll 
sich in rechts- und verfassungstheoretischer, aber auch in demokratietheore-
tischer Weise genähert werden.

Der Titel vorliegender Untersuchung: „Verfassungsmissbrauch durch 
Zweidrittelmehrheit?  – Verfassungstheoretische und demokratietheoretische 
Anforderungen an die verfassungsändernde Gewalt auf Grundlage eines 
dualistischen Rechtsverständnisses zwischen Sein und Sollen“ besteht aus 
zwei Teilen. Der zweite Teil  beschreibt das Thema der Arbeit, er benennt 
den Hauptuntersuchungsgegenstand. Der erste Teil  bezieht sich direkt auf 
den einen Pol einer denkbaren Grenze, auf die Grenze „nach unten“. Er soll 
die Aufmerksamkeit auf einen zentralen Gedanken der Arbeit lenken: die 
Frage, ob es nicht missbräuchlich ist, eine große politische Mehrheit zu 
nutzen, um einen beliebigen, tagespolitischen Gesetzgebungsgegenstand auf 
Verfassungsrang zu erheben und seine Abänderung dadurch zu erschweren.2

Die Vorgehensweise und der gedankliche Hintergrund

Die Herangehensweise erfolgt grundlegend, was hier heißen soll: Am 
Anfang steht die Frage, was Recht ist und warum es gilt. So soll eine be-
stimmte Vorstellung von Recht das Fundament für eine Vorstellung, für eine 
hier verwendete Definition von „Verfassung“ bilden. Diese Vorgehensweise 
hat mehrere Gründe. Zum einen ist sie der Überzeugung geschuldet, dass 
den im Laufe der Arbeit gefundenen Antworten und Vorstellungen immer 
ein ganz bestimmtes Verständnis und eine bestimmte Definition von Begrif-
fen zugrunde liegt  – Begriffe, die in hohem Maße auslegungsfähig und 
-bedürftig sind und ein mannigfaltiges Bedeutungsspektrum abdecken kön-
nen. Es seien als Beispiel nur Begriffe wie der des Rechts selbst oder eben 
„Verfassung“ sowie auch „Staat“ genannt. Diese Begriffe können vieles 

2  Für eine Übersicht über die bislang erfolgten Änderungen des Grundgesetzes 
siehe Jarass in Jarass / Pieroth, GG, Einleitung Rn. 3. 
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bedeuten, zum einen je nach dem, in welchem Zusammenhang sie benutzt 
werden, zum anderen abhängig von der subjektiven Vorstellung desjenigen, 
der sie verwendet. Jeder Begriff kann insoweit immer nur die Abstraktion 
einer bestimmten Vorstellung seines Verwenders sein, und je abstrakter man 
diese Begriffe verwendet, je weniger man also die dahinter liegenden kon-
kreten Vorstellungen benennt, desto höher ist das Potential für Fehldeutun-
gen.3 Der Satz „Jeder Mensch ist gleich“ ist ebenso selbstverständlich 
richtig wie der Satz „Jeder Mensch ist unterschiedlich.“ Es sind keine un-
terschiedlichen Auffassungen, wenn der eine den einen Satz sagt und der 
andere den anderen, obwohl die Sätze sich zu widersprechen scheinen. Der 
Scheinwiderspruch löst sich auf, wenn man berücksichtigt, dass die Gegen-
sätze „gleich“ und „unterschiedlich“ in ihrem jeweiligen Zusammenhang 
den Menschen unter unterschiedlichen Aspekten betrachten. Alle Menschen 
haben einen gewissen Grad an Gleichheit. Das ist alles das, was sie als 
Mensch aus einem biologischen Blickwinkel qualifiziert. Ebenso ist kein 
Mensch wie jeder andere, jeder unterscheidet sich von allen anderen: Hier 
betrachtet man den Menschen als Individuum, hat man die Persönlichkeit 
im Blick. Im genannten Beispiel ist die unterschiedliche Verwendung offen-
sichtlich. Das ist aber nicht immer so. 

Diese Erkenntnis als Argument für eine grundlegende Herangehensweise 
ist keine Besonderheit des vorliegenden Untersuchungsgegenstandes. Inso-
fern bedarf es einer gewissen Rechtfertigung, warum es gerade für die 
Frage nach den Anforderungen an und Grenzen einer Verfassungsände-
rungskompetenz dieser grundlegenden Herangehensweise bedarf und warum 
diese dann nicht in jeder wissenschaftlichen Untersuchung herangezogen 
werden müsste. Die Überzeugung, dass eine fundamentale Darlegung des 
Rechtsverständnisses des Autors  – in begrenztem Umfang selbstverständ-
lich  – geeignet ist, ein viel besseres Verständnis und eine viel bessere Ein-
ordnung der letztlich gefundenen Thesen und Antworten zu ermöglichen, 
soll aber zumindest in dieser Dissertation als Begründung dienen. Die Über-
zeugung davon ist der Erfahrung geschuldet, dass viele scheinbar grundle-
gend divergierende Überzeugungen und Verständnisse in der Sache gar 
nicht so weit von einander entfernt liegen, dass viele Widersprüche in 
Wahrheit nur Scheinwidersprüche sind. Man muss nur einmal zwei vorder-
gründig entgegengesetzte Auffassungen zweier Autoren im Hinblick auf die 
Wertung eines Begriffs genauer untersuchen, und diesen Begriff, der ja nur 
eine Abstraktion eines individuellen Verständnisses des jeweiligen Autors 
ist, durch das beim jeweiligen Autor tatsächlich dahinterliegende Substrat, 
seine Vorstellung, ersetzen. Man wird nicht selten feststellen, dass letztlich 

3  Für ein Beispiel dieses ganz allgemeinen Problems vgl. auch Engisch, Einfüh-
rung in das juristische Denken, 18 f.
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